
Aktenzeichen: 6 AZR 526/01 
Bundesarbeitsgericht 6. Senat Urteil vom 13. Februar 2003 

- 6 AZR 526/01 -

1. Arbeitsgericht 
Würzburg

Schlußurteil vom 14. November 2000 
- 2 Ca 697/00 -

II. Landesarbeitsgericht 
Nürnberg

Urteil vom 21. August 2001 
- 6 Sa 924/00 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein

Entscheidungsstichwort:
Entgeltsicherung - Kinderbezogene persönliche Zulage

Gesetze:
Tarifvertrag über die Sicherung der Einkommen und Arbeitsbedingungen 
für die zur DB AG übergeleiteten Arbeitnehmer (ÜTV) § 7; Richtlinien für 
Arbeitsverträge in den Einrichtungen des Deutschen Caritasverbandes 
(AVR) Anlage Abschnitt V Buchst, i

Leitsätze:
keine

Hinweise des Senats:
Bestätigung der Rechtsprechung aus BAG 24. Februar 2000 
- 6 AZR 550/98 - BAGE 94, 32
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BUNDESARBEITSGERICHT

6 AZR 526/01 
6 Sa 924/00 
Landesarbeitsgericht 
Nürnberg

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
13. Februar 2003

URTEIL
Schneider, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Kläger, Berufungskläger und Revisionskläger,

pp.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 13. Februar 2003 durch die Vorsitzende Richterin am Bundesarbeitsgericht 

Schmidt, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Armbrüster und Dr. Brühler sowie die 

ehrenamtlichen Richter Reimann und Dr. Beus für Recht erkannt:
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1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landesar­
beitsgerichts Nürnberg vom 21. August 2001 - 6 Sa 924/00 - 
wird zurückgewiesen.

2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über die Höhe der kinderbezogenen persönlichen Zulage 

(PZÜ-K) nach dem Tarifvertrag über die Sicherung der Einkommen und Arbeitsbedin­

gungen für die zur DB AG übergeleiteten Arbeitnehmer (ÜTV).

Der Kläger ist seit dem 1. Dezember 1970 bei der Beklagten bzw. deren 

Rechtsvorgängerin als Gleisbauer tätig. Auf das Arbeitsverhältnis finden die Tarifver­

träge für die Beschäftigten der Deutschen Bahn AG in der jeweils gültigen Fassung 

kraft beiderseitiger Tarifbindung Anwendung. Die Ehefrau des Klägers ist seit dem

1. März 1995 beim Deutschen Caritasverband mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von 

19,25 Stunden teilzeitbeschäftigt. Für dieses Arbeitsverhältnis gelten nach § 2 des zu­

grunde liegenden Arbeitsvertrags die Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrichtun­

gen des Deutschen Caritasverbandes (AVR) in ihrer jeweils geltenden Fassung.

Der Kläger erhielt für seine 1991 geborene kindergeldberechtigte Tochter 

Tanja eine PZÜ-K in Höhe von 145,51 DM monatlich. Ab Februar 1998 kürzte die Be­

klagte den Betrag auf 64,33 DM unter Hinweis darauf, daß seiner Ehefrau gegen den 

Deutschen Caritasverband ein Anspruch auf Zahlung des kinderbezogenen Teils des 

Ortszuschlags in Höhe von 77,58 DM zustehe.

Die Bestimmungen des ÜTV lauten auszugsweise wie folgt:

"Abschnitt II 

Entgeltsicherung

§ 7

Kinderbezogene persönliche Zulage
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(1) Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf Zahlung einer kinder­
bezogenen persönlichen Zulage (PZÜ-K) entsprechend 
den persönlichen Verhältnissen am 31. Dezember 1993.

Ausführungsbestimmungen

1. Steht der Ehegatte des Arbeitnehmers im öffentlichen 
Dienst oder ist er aufgrund einer Tätigkeit im öffentli­
chen Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsätzen 
oder nach einer Ruhelohnordnung versorgungsbe­
rechtigt und stünden ihm der Ortszuschlag nach Stu­
fe 3 BBesG oder einer der folgenden Stufen oder So­
zialzuschlag nach den Tarifverträgen des öffentlichen 
Dienstes zu, so besteht kein Anspruch nach Abs. 1.

Satz 1 gilt auch, wenn einer anderen Person für das­
selbe Kind kinderbezogene Leistungen nach besol­
dungsrechtlichen oder tariflichen Vorschriften des öf­
fentlichen Dienstes zustehen.

Die Sätze 1 und 2 gelten sinngemäß, wenn dem Ehe­
gatten des Arbeitnehmers oder einer anderen Person 
auch außerhalb des öffentlichen Dienstes aufgrund ta­
rifvertraglicher oder sonstiger Regelungen entspre­
chende kinderbezogene Leistungen zustehen.

2. Erfüllt der Ehegatte (oder eine andere Person) die Vor­
aussetzungen der Ausführungsbestimmung 1 und ist 
dieser bei dem anderen Arbeitgeber Teilzeitbeschäf­
tigter und hat er bei diesem Anspruch auf den Sozial- 
zuschlag/kinderbezogenen Teil des Ortszuschlags 
anteilig zu seiner regelmäßigen wöchentlichen Arbeits­
zeit, so erhält der Arbeitnehmer den Unterschiedsbe­
trag zwischen dem von dem anderen Arbeitgeber zu 
gewährenden Sozialzuschlag/kinderbezogener Teil 
des Ortszuschlags und dem Sozialzuschlag/kinderbe- 
zogenen Teil des Ortszuschlags eines Vollzeitarbeit- 
nehmers/Teilzeitarbeitnehmers - entsprechend den 
persönlichen Verhältnissen - nach den in § 2 genann­
ten Tarifverträgen.

Vermindert der Ehegatte (oder die andere Person) ab 
bzw. nach dem 01. Januar 1994 die regelmäßige wö­
chentliche Arbeitszeit bei dem anderen Arbeitgeber, 
führt dies nicht zu einer Erhöhung des in Satz 1 ge­
nannten Unterschiedsbetrags.

Der Arbeitnehmer hat die entsprechenden Nachweise 
zu erbringen.
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3. Der neueingestellte Arbeitnehmer hat keinen Anspruch 
auf Zahlung einer PZÜ-K.

(2) Die PZÜ-K ist der Betrag des Sozialzuschlags (§13 LTV, 
§ 13 LTV-DR, § 13 Teil B Vz ATV 5) bzw. der des kinder­
bezogenen Teils des Ortszuschlags (§16 AnTV, § 16 
AnTV-DR, § 16 Teil C Vz ATV 5) - jeweils einschließlich 
des ggf. zustehenden besonderen Erhöhungsbetrags-. 
§ 3 Abs. 3 gilt entsprechend.

(2a) Bei Angleichungen des Monatstabellenentgelts Gebiet 
Ost an das Monatstabellenentgelt Gebiet West wird die 
PZÜ-K für den Arbeitnehmer, dessen PZÜ-K auf der 
Grundlage des LTV-DR bzw. AnTV-DR ermittelt wurde, 
entsprechend erhöht.

(3) Ändern sich die persönlichen Verhältnisse des Arbeit­
nehmers und würde dadurch bei Fortgeltung der v. g. Ta­
rifverträge der Anspruch auf den Sozialzuschlag bzw. auf 
den kinderbezogenen Teil des Ortszuschlags - jeweils 
einschließlich des ggf. zustehenden besonderen Erhö­
hungsbetrags - ganz oder teilweise entfallen, verringert 
sich die PZU-K um den entsprechenden Betrag.

(4) Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, jede Änderung seiner 
persönlichen Verhältnisse unverzüglich der DB AG mit­
zuteilen. ..."

Die Beklagte hat zu § 7 Abs. 1 ÜTV in Abstimmung mit der Gewerkschaft fünf 

Anwenderhinweise erlassen. Der Anwenderhinweis Nr. 4 lautet wie folgt:

"Minderung der PZÜ-K

Ist der Ehegatte der Arbeitnehmerin/die Ehegattin des Arbeit­
nehmers oder die andere Person bei dem anderen Arbeitgeber 
teilzeitbeschäftigt und erhöht sich bei dem anderen Arbeitgeber 
der Sozialzuschlag/kinderbezogene Teil des Ortszuschlags, so 
wird der Unterschiedsbetrag nach der Ausführungsbestimmung 
2 zu § 7 Abs. 1 ÜTV entsprechend vermindert."

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, die PZÜ-K stehe ihm in unveränder­

ter Höhe zu. Seine Ehefrau beziehe tatsächlich keine kinderbezogenen Zuschläge von 

ihrem Arbeitgeber. Er habe deshalb einen subsidiären Anspruch auf Zahlung der ge­

samten Zulage. Der Tarifvertrag beziehe sich nicht auf die Möglichkeitsform, sondern 

auf einen tatsächlich leistungsausführenden Anspruch. Die AVR der Caritas regelten 

einen Ausschlußtatbestand des kinderbezogenen Teils des Ortszuschlags.
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Der Kläger hat zuletzt beantragt:

1. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 3.003,66 DM 
brutto nebst 4 % Zinsen aus 2.597,76 DM brutto seit dem 
1. Oktober 2000 und nebst 5 % Zinsen über dem Basis­
satz der EZB auf weitere 405,90 DM brutto seit dem 
1. März 2001 zu zahlen.

2. Es wird festgestellt, daß die Beklagte verpflichtet ist, dem 
Kläger spätestens ab dem 1. August 2001 den kinderbe­
zogenen Teil der persönlichen Zulage nach dem Tarifver­
trag zur Sicherung der Einkommen und Arbeitsbedingun­
gen der zur Deutschen Bahn AG übergeleiteten Arbeit­
nehmer in voller Höhe zu gewähren.

3. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger weitere 
324,72 DM brutto nebst 5 % Zinsen aus dem Basiszins­
satz der EZB seit 1. Juli 2001 zu bezahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Sie hat die Auffassung vertreten, die Kürzung entspreche dem Tarifvertrag. 

Unerheblich sei, daß der Arbeitgeber der Ehefrau des Klägers die Zahlung des kinder­

bezogenen Ortszuschlags verweigere. Der vom Kläger zitierte Grundsatz der Subsidia­

rität bestehe nicht zugunsten der AVR, sondern der Tarifbestimmungen des § 7 ÜTV.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat 

die Berufung des Klägers zurückgewiesen. Mit der Revision verfolgt der Kläger seinen 

Klageanspruch weiter. Die Beklagte beantragt, die Revision des Klägers zurückzuwei­

sen.

Entscheidunasaründe

Die Revision hat keinen Erfolg. Zu Recht haben die Vorinstanzen die Klage 

abgewiesen. Dem Kläger steht kein Anspruch auf Zahlung der vollen persönlichen Zu­

lage mehr zu.

1. Nach § 7 Abs. 1 ÜTV hat ein Arbeitnehmer Anspruch auf Zahlung einer 

PZÜ-K entsprechend den persönlichen Verhältnissen am 31. Dezember 1993. Die 

PZÜ-K ist gemäß § 7 Abs. 2 ÜTV der Betrag des Sozialzuschlags (§13 LTV, § 13 LTV-
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DR, § 13 Teil B Vz ATV5) bzw. der Betrag des kinderbezogenen Teils des Ortszu­

schlags (§ 16 AnTV, § 16 AnTV-DR, § 16 Teil C Tz ATV 5). Ein Arbeitnehmer erhält 

daher als PZÜ-K den Betrag des bis zum 31. Dezember 1993 gewährten Sozialzu­

schlags entsprechend seinen persönlichen Verhältnissen am 31. Dezember 1993. Die­

ser betrug im Falle des Klägers 145,51 DM brutto.

2. Auf die dem Kläger danach zustehende PZÜ-K in Höhe von 145,51 DM brutto 

ist der Anspruch seiner Ehefrau auf Zahlung des kinderbezogenen Teils des Ortszu­

schlags in Höhe von 77,58 DM brutto anzurechnen, der ihr gegenüber ihrem Arbeitge­

ber, dem Deutschen Caritasverband, zusteht. Den danach verbleibenden Anspruch auf 

Zahlung einer PZÜ-K hat die Beklagte erfüllt.

a) Für die übergeleiteten Arbeitnehmer haben die Tarifvertragsparteien nicht die 

Fortgeltung der bisherigen tariflichen Regelung vereinbart, sondern stattdessen die 

persönliche Zulage geschaffen, die dem Betrag des kinderbezogenen Teils des Orts­

zuschlags bzw. des Sozialzuschlags entspricht. Diese Zulage dient ausschließlich der 

Entgeltsicherung. Sie ist keine kinderbezogene Leistung des Arbeitgebers (BAG 

1. Oktober 1998 - 6  AZR 119/97 - AP TVG § 1 Tarifverträge: Bundesbahn Nr. 16 = EzA 

TVG § 4 Deutsche Bahn Nr. 1).

Nach Nr. 1 der Ausführungsbestimmungen zu § 7 Abs. 1 Ü7V besteht kein 

Anspruch auf die PZÜ-K, wenn der Ehegatte des Angestellten im öffentlichen Dienst 

beschäftigt ist und ihm kinderbezogene Leistungen für dasselbe Kind zustehen. Diese 

Regelung gilt nach den Ausführungsbestimmungen Nr. 1 Satz 3 ÜTV sinngemäß, 

wenn dem Ehegatten des Arbeitnehmers auch außerhalb des öffentlichen Dienstes auf 

Grund tarifvertraglicher oder sonstiger Regelungen entsprechende kinderbezogene 

Leistungen zustehen. Ist der Ehegatte lediglich teilzeitbeschäftigt und hat er gegenüber 

dem Arbeitgeber Anspruch auf den kinderbezogenen Teil des Ortszuschlags anteilig 

zur regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit, erhält der Arbeitnehmer nach Nr. 2 der 

Ausführungsbestimmungen zu § 7 Abs. 1 ÜTV nur noch den Unterschiedsbetrag zwi­

schen dem von dem anderen Arbeitgeber zu gewährenden kinderbezogenen Teil des 

Ortszuschlags und dem kinderbezogenen Teil des Ortszuschlags eines Vollzeitarbeit- 

nehmers/Teilzeitarbeitnehmers entsprechend den persönlichen Verhältnissen.

b) Eine Konkurrenzregelung enthält auch Abschnitt V Buchst, i in der Anlage zu 

den AVR des Caritasverbandes. In dieser heißt es:
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"... Stünde neben dem Mitarbeiter einer anderen Person, die 
außerhalb der in Unterabsatz 1 Satz 1 genannten Bereiche tätig 
oder nach beamtenrechtlichen Grundsätzen versorgungsbe­
rechtigt ist, ein Anspruch auf Ortszuschlag oder Sozialzuschlag 
oder entsprechende Leistungen wesentlich gleichen Inhalts in 
Höhe der Stufe 3 oder einer der folgenden Stufen zu, so erhält 
der Mitarbeiter den Ortszuschlags der Stufe 1...."

Dadurch ist sichergestellt, daß bei einer Beschäftigung beider Ehegatten im 

öffentlichen Dienst die kinderbezogenen Leistungen insgesamt nur einmal gezahlt 

werden. Die PZÜ-K ist jedoch keine kinderbezogene Leistung. Diese Konkurrenzrege­

lung betrifft deshalb nicht die PZÜ-K.

c) Gegenüber Abschnitt V Buchst, i der Anlage zu den AVR des Caritasverban­

des enthält die Nr. 1 der Ausführungsbestimmungen zu § 7 Abs. 1 ÜTV eine weiterge­

hende Konkurrenzregelung. Sie sieht vor, daß ein Anspruch auf PZÜ-K nicht besteht 

oder sich verringert, wenn dem Ehegatten des Arbeitnehmers auf Grund einer Tätigkeit 

außerhalb des öffentlichen Dienstes ein kinderbezogener Teil des Ortszuschlags oder 

der Sozialzuschlag zustünde. Für den Anspruch auf die PZÜ-K kommt es nicht auf die 

tatsächliche Zahlung dieser Zuschläge an. Entscheidend ist allein, ob der Ehegatte den 

kinderbezogenen Teil des Ortszuschlags oder den Sozialzuschlag beanspruchen kann. 

Dies ist bei der Ehefrau des Klägers der Fall. Der Kläger hat deshalb keinen Anspruch 

mehr auf die volle PZÜ-K.

3. Das aus dem Wortlaut von Nr. 2 der Ausführungsbestimmungen zu § 7 Abs. 1 

ÜTV folgende Ergebnis steht im Einklang mit dem Gesamtzusammenhang der tarifli­

chen Normen und dem daraus zu ermittelnden Sinn und Zweck der Regelung, die bei 

der Tarifauslegung ebenfalls zu berücksichtigen sind (st. Rspr., vgl. BAG 

12. September 1984 -4 A Z R  336/82- BAGE46, 308; 12. November 1997 - 10AZR  

206/97- AP TVG § 1 Tarifverträge: Deutsche Bahn Nr. 1; 28. Mai 1998 - 6 A Z R  

349/96 - AP BGB §611 Bühnenengagementsvertrag Nr. 52  = EzA TVG § 4 Bühnen 

Nr. 5; 16. Juli 1998 - 6 AZR 672/96 - AP TVG § 4 Rationalisierungsschutz Nr. 27).

Die PZÜ-K dient, wie sich aus der Überschrift des Abschnitts II des ÜTV er­

gibt, der Entgeltsicherung. Die Tarifverträge für die Arbeitnehmer der Beklagten sehen 

keine kinderbezogenen Vergütungsbestandteile mehr vor. Neu eingestellte Arbeitneh­

mer haben deshalb keinen Anspruch auf die PZÜ-K (Nr. 3 der Ausführungsbestim­

mungen zu § 7 Abs. 1 ÜTV). Die PZÜ-K soll jedoch auf Dauer insgesamt abgebaut 

werden. Dies ergibt sich aus § 7 Abs. 3 ÜTV und Nr. 2 Abs. 2 der Ausführungsbestim-
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mungen zu § 7 Abs. 1 UTV. Diesem Zweck dient auch die hier in Rede stehende Re­

gelung in Nr. 2 Abs. 1 Ausführungsbestimmungen zu § 7 Abs. 1 ÜTV (vgl. Rspr. des 

Senats 24. Februar 2000 - 6 AZR 660/98 - u n d - 6  AZR 550/98 - BAGE 94, 25 und 32).

Schmidt Dr. Armbrüster Brühler

Reimann Beus
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